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Hinweise zum erstellen Sicherungsplan ADR 2017 

Die an der Beförderung gefährlicher Güter mit hohem Gefahrenpotenzial (siehe 

Tabelle 1.10.3.1.2) oder radioaktiver Stoffe mit hohem Gefahrenpotenzial (siehe 

Absatz 1.10.3.1.3) beteiligten Beförderer und Absender sowie andere Beteiligte 

gemäß den Abschnitten 1.4.2 und 1.4.3 müssen Sicherungspläne, die mindestens 

die in Absatz 1.10.3.2.2 aufgeführten Elemente beinhalten, einführen und 

tatsächlich anwenden. (steht unter 1.10.3.2.1) 

In der RSEB vom 28.04.2017 steht unter Ziffer  

1-33.1  

Es wird auf den „Leitfaden zur Umsetzung der gesetzlichen Sicherungs-

bestimmungen für die Beförderung gefährlicher Güter“ der Verbände BGL, DSLV, 

VCH, VCI, VDV, VPI verwiesen, der als Hilfe zur Umsetzung der Vorschriften für die 

Sicherung und zur Erstellung der Sicherungspläne entwickelt wurde. 

1-33.2  

Sicherungspläne sollten durch die Überwachungsbehörden im Rahmen von Stich-

proben bzw. aus gegebenem Anlass Plausibilitätskontrollen unterzogen werden. Die 

Notwendigkeit für Prüfungen im Detail kann sich in besonderen Fällen ergeben. 

1-33.3 

Abschnitt 1.10.3 sieht spezielle Sicherungsmaßnahmen für gefährliche Güter mit 

hohem Gefahrenpotenzial vor, bei denen die Möglichkeit eines Missbrauchs zu 

terroristischen Zwecken und damit die Gefahr schwerwiegender Folgen, wie Verlust 

zahlreicher Menschenleben und massive Zerstörungen, besteht. Für den Fall, dass 

gefährliche Güter mit hohem Gefahrenpotenzial gleichwohl abhandenkommen, 

müssen die jeweils zuständigen Behörden unverzüglich in der Lage sein, schnellst-

möglich entsprechende Maßnahmen zu treffen (z. B. Strafverfolgung wegen Ab-

handenkommen durch Diebstahl oder widerrechtliche Entwendung bzw. Gefahren-

abwehr in Bezug auf eine mögliche missbräuchliche Verwendung der abhanden 

gekommenen Stoffe). 

Die an der Beförderung von gefährlichen Gütern mit hohem Gefahrenpotenzial im 

Straßen- und Eisenbahnverkehr sowie in der Binnenschifffahrt Beteiligten haben 

daher gemäß § 27 Absatz 4a der GGVSEB dafür zu sorgen, dass der zuständigen 

Polizeibehörde unverzüglich mitgeteilt wird, wenn ihnen Fahrzeuge, Wagen, Beförde-

rungsmittel  oder Container mit gefährlichen Gütern mit hohem Gefahrenpotenzial 

oder diese Güter selbst abhandenkommen.  Gleiches gilt im Falle des Wiederauf-

findens. Weitere Einzelheiten hierzu sind im Sicherungsplan zu regeln. 

Darüber hinaus sollen auch bereits erkennbare Vorbereitungs- und Versuchsfälle, bei 

denen es noch nicht zu unberechtigter Entwendung von gefährlichen Gütern mit 

hohem Gefahrenpotenzial gekommen ist, unverzüglich der zuständigen Polizei-

behörde gemeldet werden. Dies könnte beispielweise der Fall sein bei unvorherge-

sehener Störung und Abbruch eines entsprechenden Vorhabens. 


